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Verzeichnis der Begriffe 
 
Anhang 
Regelt das Nähere zum jeweiligen Kapitel und ist integrierender Bestandteil des GAV. 
 
 
Personalkommission 
Personalvertretung; die Arbeitnehmerverbände vertreten das Personal via Sektionschefinnen und -chefs als Bindeglieder. 
 
 
Arbeitsvertrag 
Vertrag, der die individuellen Arbeitsbedingungen gemäss Artikel 13 GAV definiert. 
 
 
Normative Bestimmungen 
Regeln die Arbeitsbedingungen zwischen dem Unternehmen und seinem Personal. 
 
 
Allgemeine Bestimmungen und schuldrechtliche Bestimmungen 
Regeln die Beziehungen zwischen den Vertragsparteien des GAV. 
 
 
Soll-Arbeitszeit 
Die im Jahresmittel von der Mitarbeiterin oder vom Mitarbeiter zu leistende wöchentliche Arbeitszeit. 
 
 
Vertragsparteien 
Das Unternehmen einerseits und SEV und transfair andererseits. 
 
 
Unternehmen 
Die TPF. 
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1. Teil: Allgemeine und schuldrechtliche 
Bestimmungen                                  

A. ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN  

1. RECHTSGRUNDLAGEN 

 
Dieser GAV stützt sich unter anderem auf folgende Gesetzesbestimmungen: 
 

- Bundesgesetz über die Arbeit in Unternehmen des öffentlichen Verkehrs (AZG) und die zugehörige Verordnung 
(AZGV); 

- Arbeitsgesetz (ArG) und die zugehörige Verordnung 3 (ArGV 3); 

- Gleichstellungsgesetz (GlG); 
- 10. Titel des Obligationenrechts (OR); 
- Bundesgesetz über die Information und Mitsprache der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in den Betrieben 

(Mitwirkungsgesetz); 
- Bundesgesetz über den Datenschutz (DSG); 
- Bundesgesetz über die Berufsbildung (BBG); 

- Kantonales Gesetz über die Schaffung einer Einigungsstelle für kollektive Arbeitsstreitigkeiten (GEKA) und sein 
Ausführungsreglement. 

 
Diese Gesetzesbestimmungen gelten subsidiär für alle Punkte, die in diesem GAV nicht geregelt sind. 

2. ZIEL 

 
Der GAV soll: 
 

- die Sozialpartnerschaft stärken; 
- die Beziehungen zwischen den TPF und ihren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern klären; 
- mit hochwertigen, effektiven und effizienten Dienstleistungen zum Wohl der TPF beitragen; 

- moderne und effiziente, auf Vertrauen, Respekt und gegenseitiger Unterstützung zwischen den Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern und den TPF beruhende Arbeitsbedingungen festlegen; 

- die Gleichbehandlung garantieren. 

3. GELTUNGSBEREICH 

 
Dieser GAV und seine Anhänge gelten für alle voll- und teilzeitbeschäftigten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in einem 
befristeten oder unbefristeten Arbeitsverhältnis. 
 
Er gilt für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit dem Status «Mitarbeiter/Mitarbeiterin GAV» und/oder 
«Teamleiterin/Teamleiter» gemäss Arbeitsvertrag. Vom Geltungsbereich des GAV ausgeschlossen sind hingegen 
Personen, deren Funktion oberhalb der Stufe 3 bewertet und eingereiht wird.  
 
Neu geschaffene Funktionen mit einer Entlöhnung der Stufe 3 oder darunter sind dem GAV unterstellt. 

4. KOALITIONSFREIHEIT 
 
Die Koalitionsfreiheit ist gewährleistet. Sie besteht unter anderem aus dem Recht, sich gewerkschaftlich frei 
zusammenzuschliessen. Ferner dürfen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter nicht aufgrund ihrer Zugehörigkeit zu einer 
Gewerkschaft diskriminiert werden und haben das Recht, sich im Namen der Gewerkschaft zu äussern. 

  



 
 

 

 
8 

 
Gesamtarbeitsvertrag | Gültig vom 01.01.2026 bis 31.12.2029 

B. BEZIEHUNGEN ZWISCHEN DEN VERTRAGSPARTEIEN 

5. ZUSAMMENARBEIT DER VERTRAGSPARTEIEN 
 
Die TPF und die Gewerkschaften treffen sich regelmässig und tauschen Informationen aus, die ihre Ziele und Absichten 
zum Gegenstand haben. Mit dieser Zusammenarbeit sollen der Dialog und das gegenseitige Verständnis gefördert werden. 
 
Der Teil über die Mitwirkung (Art. 62 ff. GAV) dieses Gesamtarbeitsvertrages regelt die verschiedenen Aspekte der 
Sozialpartnerschaft. 

6. FRIEDENSPFLICHT 
 
Die Vertragsparteien verpflichten sich, den absoluten Arbeitsfrieden zu wahren und insbesondere auf jede arbeitsstörende 
Massnahme wie Streik, Boykott, Streikandrohung, Aussperrung, Aufforderung zum Streik und passiven Widerstand (z. B. 
Bummelstreik) zu verzichten. 
 
Die Wahrung des absoluten Arbeitsfriedens bedeutet, dass auch bei Streitigkeiten über Fragen, die im GAV nicht geregelt 
sind, die Friedenspflicht besteht. 
 
Die Vertragsparteien verpflichten sich bei drohender oder eingetretener Verletzung der Friedenspflicht zur Führung von 
Einigungsgesprächen. Sie können sich dafür an die kantonale Einigungsstelle für kollektive Arbeitsstreitigkeiten wenden 
(Art. 10 GAV). 

7. LOHNVERHANDLUNGEN 
 
Jeweils Anfang Jahr finden Lohnverhandlungen zwischen den Vertragsparteien statt. Sie berücksichtigen dabei den 
Landesindex der Konsumentenpreise (LIK) und die wirtschaftliche und finanzielle Lage der TPF. Als Referenzindex gilt der 
Wert vom Dezember 2025 = 100 Punkte. 

8. VOLLZUGSKOSTENBEITRAG 
 
Der Vollzugskostenbeitrag deckt die Kosten für die Ausarbeitung, Durchführung und Anwendung des GAV. 
 
Er wird Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die dem GAV unterstellt sind und keiner Gewerkschaft angehören, vom 
Monatslohn abgezogen und direkt an die Gewerkschaften weitergeleitet. Diese einigen sich über den Verteilschlüssel. 
 
Der Vollzugskostenbeitrag beläuft sich bei einem Beschäftigungsgrad zwischen 50 % und 100 % auf CHF 10.–, bei einem 
Beschäftigungsgrad von weniger als 50 % auf CHF 5.–. 
 
Die Gewerkschaften übermitteln der Unternehmensleitung jährlich den Bericht einer anerkannten Revisionsstelle. Darin 
wird die vertragskonforme Verwendung der Beträge, die den dem GAV unterstellten und nicht gewerkschaftlich 
organisierten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern abgezogen werden, und die korrekte Buchführung bestätigt. 

9. ABÄNDERUNG DES GAV UND SEINER ANHÄNGE WÄHREND DER GELTUNGSDAUER 
 
Die Vertragsparteien erklären sich bereit, während der Geltungsdauer des GAV Anträge zu seiner Abänderung oder 
Ergänzung entgegenzunehmen, zu prüfen und gemeinsam nach den Regeln von Treu und Glauben und der 
Sozialpartnerschaft nach Lösungen zu suchen, um den Fortbestand des Unternehmens und der Arbeitsplätze 
sicherzustellen. 
 
Jegliche Änderung des GAV und/oder seiner Anhänge muss von den Vertragsparteien genehmigt werden. 
 
Kommt keine Einigung zustande, gilt der vorliegende GAV; die Anrufung der kantonalen Einigungsstelle für kollektive 
Arbeitsstreitigkeiten ist ausgeschlossen. 
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C. VORGEHEN BEI KOLLEKTIVEN ARBEITSSTREITIGKEITEN 

10. VORGEHEN BEI KOLLEKTIVEN ARBEITSSTREITIGKEITEN 
 

Besteht Uneinigkeit über 
 

- die Auslegung und Durchführung des GAV oder 
- die Lohnverhandlungen, 

 
können sich die Vertragsparteien an die kantonale Einigungsstelle für kollektive Arbeitsstreitigkeiten wenden. 
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2. Teil: Normative Bestimmungen           

D. ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

11. RECHTSNATUR DES ARBEITSVERHÄLTNISSES 
 
Das Arbeitsverhältnis zwischen den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern und den TPF ist dem Privatrecht unterstellt und 
beruht auf dem vorliegenden GAV. Es basiert unter anderem auf den Bestimmungen von Artikel 1 dieses GAV. 

12. ENTSTEHUNG UND DAUER DES ARBEITSVERHÄLTNISSES 
 
Das befristete oder unbefristete Arbeitsverhältnis wird in einem schriftlichen Einzelarbeitsvertrag geregelt. 
 
Bei der Unterzeichnung des Arbeitsvertrags erhält die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter den GAV und seine Anhänge 
sowie verschiedene interne Reglemente und Weisungen. Eine Funktions- oder Stellenbeschreibung wird ihr oder ihm 
spätestens bei Stellenantritt ausgehändigt. 
 
Befristete Arbeitsverträge können nur für spezifische Aufträge abgeschlossen werden. Bei der zweiten Verlängerung eines 
befristeten Arbeitsverhältnisses in der gleichen Funktion erfolgt eine automatische Umwandlung in einen unbefristeten 
Arbeitsvertrag. 

13. ARBEITSVERTRAG 
 
Der Arbeitsvertrag regelt: 
 

- die Funktion; 
- die Stellung;  
- die Probezeit; 
- die Art und Dauer des Vertrages; 

- den Arbeitsort; 
- den Beginn des Arbeitsverhältnisses; 
- den Beschäftigungsgrad; 

- den Anfangslohn; 
- die berufliche Vorsorge; 
- die Verpflichtung zur Bezahlung eines Vollzugskostenbeitrags. 

 
Die Änderung wesentlicher Vertragsbestandteile wie oben beschrieben bedarf der Schriftform. 

14. ANSTELLUNGSVERFAHREN 
 
Die TPF schreiben neu zu besetzende Stellen grundsätzlich aus. Bei gleichen Kompetenzen wird internen Bewerbungen 
der Vorzug gegeben. Der Einstellungsprozess kann verschiedene Kompetenztests oder medizinische und/oder 
psychologische Eignungsprüfungen umfassen, die von der TPF oder von externen Partnern durchgeführt werden. 

15. PROBEZEIT 
 
Bei unbefristeten Arbeitsverträgen beträgt die Probezeit drei Monate. Sie kann gestrichen oder verkürzt werden. Bei 
befristeten Anstellungen kann eine Probezeit von höchstens drei Monaten vereinbart werden. 
 
Fällt eine Mitarbeiterin oder ein Mitarbeiter während der Probezeit wegen Krankheit, Unfall oder der Erfüllung gesetzlicher 
Pflichten aus, wird die Probezeit um die Ausfalltage verlängert. 
 
Während der Probezeit kann das Arbeitsverhältnis mit einer Kündigungsfrist von sieben Tagen aufgelöst werden. 
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16. KÜNDIGUNG UND ENDE DES ARBEITSVERHÄLTNISSES 
 
Beide Parteien des Arbeitsvertrags können das Arbeitsverhältnis auflösen: 
 

- durch ordentliche Kündigung; 
- durch fristlose Kündigung aus wichtigen Gründen im Sinne von Artikel 337 OR; 

- im gegenseitigen Einvernehmen. 
 
Der ordentlichen Kündigung hat eine schriftliche Kündigungsandrohung voranzugehen. 
 
Die Kündigungsfrist beträgt drei Monate auf Monatsende. Während der Probezeit kann im Sinne von Artikel 15 GAV 
gekündigt werden. 
 
Kündigung zur Unzeit 
Nach der Probezeit können die TPF das Arbeitsverhältnis gestützt auf Artikel 336c OR nicht zur Unzeit kündigen. Dies gilt: 
 

- während die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter durch Krankheit oder Unfall an der Arbeitsleistung ganz oder 
teilweise verhindert ist, und zwar während 730 Tagen; dieser Kündigungsschutz gilt nicht für Sonderfälle, in denen 
andere soziale Massnahmen (z. B. IV) zum Tragen kommen, oder wenn die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter ein 
Wiedereingliederungsangebot innerhalb des Unternehmens ablehnt; 

- während der Schwangerschaft und in den 16 Wochen nach der Niederkunft; 
- während eines schweizerischen obligatorischen Militär- oder Schutzdienstes oder schweizerischen Zivildienstes 

sowie in den vier Wochen davor und danach, sofern die Dienstleistung mehr als elf Tage dauert; 
- während die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter mit Zustimmung des Arbeitgebers an einer von der zuständigen 

Bundesbehörde angeordneten Dienstleistung für eine Hilfsaktion im Ausland teilnimmt; 

- während der Ferien. 
 
Davon ausgenommen ist die fristlose Kündigung aus wichtigen Gründen. 
 
Ende des Arbeitsverhältnisses ohne Kündigung 
Das Arbeitsverhältnis endet automatisch und ohne Kündigung: 
 

- im ordentlichen AHV-Rentenalter; 

- bei Nichtantreten oder Verlassen der Arbeitsstelle im Sinne von Artikel 337d OR; 
- mit dem Ablauf des Vertrags bei einem befristeten Arbeitsverhältnis; 
- bei einer IV-Rentenverfügung, die Anspruch auf eine volle Rente gibt; 
- im Todesfall der Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters. 

 
Form der Kündigung 
Die Kündigung des Arbeitsverhältnisses durch eine der Parteien bedarf der Schriftform und hat eingeschrieben oder per 
A-Post Plus (A+) zu erfolgen. Bei einer Kündigung durch die Mitarbeiterin oder den Mitarbeiter ist das Schreiben an die 
Direktion zu richten. 
 
Diskriminierende Kündigung 
Jegliche Kündigung aus den in Artikel 3 und 4 des Gleichstellungsgesetzes (GlG, SR 151.1) beschriebenen Gründen ist 
untersagt. 

17. BESONDERER SCHUTZ FÜR GEWÄHLTE MITGLIEDER EINER GEWERKSCHAFT 

 
Gewählten Mitgliedern eines Sektionsvorstands, die als solche gemeldet wurden, darf nicht aufgrund ihrer Tätigkeit als 
Vertreterinnen oder Vertreter der Gewerkschaft gekündigt werden. 
 
Beabsichtigt die Direktion, einem gewählten Mitglied eines Sektionsvorstands, das als solches gemeldet wurde, ordentlich 
zu kündigen, muss sie es vorher schriftlich und unter Angabe der Gründe über die Kündigung informieren. Die 
Sozialpartner verpflichten sich, innert einer Frist von zehn Tagen zu prüfen, ob die Kündigung nicht auf die 
Gewerkschaftstätigkeit zurückzuführen ist. 
 
Bei Uneinigkeit zwischen dem betroffenen Sozialpartner und der Direktion wird zwischen den beiden Parteien innert 10 
Arbeitstagen ein Treffen organisiert. 
 
Aus wichtigen Gründen können Entlassungen ausgesprochen werden, müssen jedoch zuvor innert 24 Stunden 
(Arbeitstag) mit dem Sozialpartner besprochen werden, um die Gründe von Absatz 1 auszuschliessen. Die betroffenen 
Parteien verpflichten sich zu absoluter Vertraulichkeit. 
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18. SCHUTZ VOR KÜNDIGUNG AUS WIRTSCHAFTLICHEN GRÜNDEN 
 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die mindestens 58 Jahre alt sind, geniessen einen besonderen Schutz vor Kündigungen 
aus wirtschaftlichen Gründen. 

19. BESONDERE KÜNDIGUNGSGRÜNDE: FÜHRERAUSWEISENTZUG 
 
Wird einer Mitarbeiterin oder einem Mitarbeiter der für ihre oder seine Funktion erforderliche Führerausweis entzogen, ist 
dies unverzüglich der oder dem Vorgesetzten und der Personalabteilung zu melden. 
 
Die Hinterlegung des Führerausweises muss mit Rücksicht auf die Bedürfnisse der TPF erfolgen. 
 
Bei einem Führerausweisentzug von bis zu drei Monaten können folgende Massnahmen getroffen werden:  
 

- Bezug von Ferien und/oder Überstunden; 
- vorübergehende Umteilung zu einer anderen Funktion mit angepasstem Lohn; 
- unbezahlter Urlaub; 

- Vertragskündigung. 
 
Bei einem Führerausweisentzug von bis zu sechs Monaten werden in den ersten drei Monaten die verschiedenen in 
Absatz 3 genannten Massnahmen angewendet. 
 
Nach Ablauf dieser drei Monate können die TPF, sofern der Führerausweisentzug nicht auf ein schweres Verschulden 
zurückzuführen ist, den Arbeitsvertrag für bis zu drei Monate ausser Kraft setzen und sich die Anwendung der unter 
Absatz 3 genannten Massnahmen vorbehalten. 
 
Dementsprechend wird die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter: 
 

- von ihrer oder seiner beruflichen Tätigkeit bei den TPF freigestellt; 

- und es steht ihr oder ihm frei, in dieser Zeit in einem anderen Unternehmen eine andere berufliche Tätigkeit 
auszuüben. 

 
Diese Abwesenheit wird wie unbezahlter Urlaub gemäss Anhang 4 Artikel 4 behandelt. 
 
Sobald die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter den Führerausweis zurückerhält, kehrt sie oder er ins Unternehmen und 
grundsätzlich zur angestammten Funktion zurück. 
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E. VERHALTEN UND VERANTWORTLICHKEIT 

20. SORGFALTS- UND TREUEPFLICHT 

 
Gemäss Artikel 321a OR haben Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter die ihnen übertragenen Arbeiten sorgfältig auszuführen 
und die berechtigten Interessen des Arbeitgebers in guten Treuen zu wahren. 
 
Von der Mitarbeiterin oder dem Mitarbeiter wird unter anderem Folgendes erwartet: 
 

- respektvoller Umgang mit der internen und externen Kundschaft, mit Vorgesetzten sowie Kolleginnen und Kollegen; 
- Loyalität gegenüber dem Unternehmen; 
- sorgfältiger Umgang mit den anvertrauten Gegenständen, insbesondere mit Arbeitsmitteln, Einrichtungen, Material, 

Werkzeug und Fahrzeugen. 
 
Die Wahrung der berechtigten Interessen des Unternehmens bedeutet, dass die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter über 
geschäftliche Belange, die aufgrund ihrer Natur oder aufgrund besonderer Vorgaben vertraulich bleiben müssen, während 
und nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses Verschwiegenheit wahren müssen. 
 
Diese Verschwiegenheitspflicht gilt sowohl gegenüber Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Unternehmens als auch 
gegenüber Medien oder anderen öffentlichen Kommunikationsmitteln wie beispielsweise sozialen Netzwerken. 
 
Vorbehalten bleibt Artikel 67 GAV. 

21. VERHALTEN BEI DER ARBEIT 
 
Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter führen ihre Arbeit sorgfältig und gewissenhaft aus. Sie verpflichten sich dazu, die 
Interessen des Unternehmens zu wahren, indem sie qualitativ hochwertige, kundenorientierte Leistungen erbringen, und 
unternehmen alles, um ihre eigene Sicherheit und die Sicherheit anderer zu gewährleisten. Zudem verpflichten sie sich, 
die von den TPF zur Verfügung gestellten Kommunikationswerkzeuge und -mittel sorgfältig und nach den geltenden 
Weisungen und Standards zu verwenden. 
 
Bei Missbrauch können Massnahmen gemäss Artikel 31 GAV getroffen werden. 
 
Konsum von Alkohol und anderen Substanzen 
Den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern ist es untersagt, alkoholisiert oder unter dem Einfluss von Drogen oder anderen 
Substanzen, die Verhaltensänderungen herbeiführen oder die Reaktion beeinträchtigen können, zur Arbeit zu erscheinen 
oder solche Substanzen während der Arbeitszeit zu konsumieren. Im Unternehmen gilt die Nulltoleranz. Das Unternehmen 
kann bei seinen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern Kontrollen durchführen. Steht eine Mitarbeiterin oder ein Mitarbeiter 
unter dem Einfluss von Alkohol, Drogen oder anderen Produkten, die ihr oder sein Verhalten und ihre oder seine Reaktion 
verändern können, muss sie oder er mit der fristlosen Kündigung des Vertrags rechnen. 
 
Punktuell kann von der Direktion der Konsum von Alkohol bewilligt werden. 
 
Ausserdem ist das Rauchen von Tabakwaren oder der Konsum anderer gleichartiger Produkte (z. B. E-Zigaretten) in allen 
Gebäuden und Fahrzeugen des Unternehmens sowie auf dem für den Betrieb bestimmten Areal und soweit möglich in 
Sichtweite der Kundschaft verboten. Gestattet ist das Rauchen in den dafür bestimmten Aussenbereichen. 
 
Verwendung privater Kommunikationsmittel am Arbeitsplatz 
Während der Arbeitszeit ist die Verwendung privater Kommunikationsmittel zu privaten Zwecken nur in Notfällen erlaubt. 
Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter können während der Pausen am Morgen und in den Mittagsstunden frei darüber 
verfügen. Betriebsmitarbeiterinnen und -mitarbeiter dürfen ein privates Kommunikationsmittel bei Bedarf ausschliesslich 
an der Endstation zu privaten Zwecken verwenden, sofern sie dafür Zeit haben und nicht im Kundenservice tätig sind. 

22. NEBENBESCHÄFTIGUNGEN 
 
Möchte eine Mitarbeiterin oder ein Mitarbeiter einer bezahlten Nebenbeschäftigung nachgehen, hat sie oder er der 
Personalabteilung vorgängig ein entsprechendes Gesuch zu stellen. Dem Gesuch wird stattgegeben, soweit diese 
Beschäftigung nicht gegen die Interessen des Unternehmens verstösst und die Arbeitsleistung nicht beeinträchtigt. Je 
nach Art der Beschäftigung ist die Versicherungsdeckung möglicherweise nicht gewährleistet. 
 
Für Nebenbeschäftigungen, die dem AZG, der AZGV bzw. der ARV unterstellt sind, ist bei der Personalabteilung zwingend 
eine Bewilligung einzuholen. Sie können nur bewilligt werden, wenn die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter garantieren kann, 
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dass die Höchstarbeitszeit nicht überschritten wird und die Ruhezeiten eingehalten werden. Die Mitarbeiterin oder der 
Mitarbeiter ist mitverantwortlich für die Einhaltung der entsprechenden Gesetzgebung. 

23. AUSÜBUNG EINES NICHT OBLIGATORISCHEN ÖFFENTLICHEN AMTES 
 
Möchte eine Mitarbeiterin oder ein Mitarbeiter ein öffentliches Amt ausüben, hat sie oder er der Personalabteilung 
schnellstmöglich ein entsprechendes Gesuch zu stellen. 
 
Ist das öffentliche Amt mit der im Unternehmen ausgeübten Funktion vereinbar, ist dem Gesuch stattzugeben. Andernfalls 
wird eine Anpassung der Vertragsmodalitäten geprüft, namentlich in Bezug auf den Beschäftigungsgrad. 
 
Die für die Ausübung des öffentlichen Amtes gewährte Zeit ist in Anhang 4 GAV festgelegt. 
 
Bei Ausübung mehrerer öffentlicher Ämter entspricht der gewährte Urlaub dem Wert des höchsten Amtes. 

24. PERSÖNLICHKEITSSCHUTZ, GLEICHSTELLUNG UND DISKRIMINIERUNGSVERBOT 
 
Das Unternehmen achtet die Würde aller Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und sorgt dafür, dass niemand aufgrund 
persönlicher Merkmale wie Geschlecht, Herkunft, Sprache, Religion, Alter, sexueller Orientierung, Geschlechtsidentität 
oder Behinderung direkt oder indirekt benachteiligt wird. 
 
Das Unternehmen trifft Massnahmen zum Schutz der Persönlichkeit seiner Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, inklusive auch 
zur Vermeidung von Mobbing und sexueller Belästigung am Arbeitsplatz. Bei Bedarf sorgt das Unternehmen dafür, dass 
sie ihre Anliegen äussern und sowohl intern als auch extern die nötige Hilfe und Unterstützung erhalten können. 
 
Wer sich über Diskriminierungsfälle und/oder Belästigungen beschwert, darf beruflich nicht benachteiligt werden. Dasselbe 
gilt auch für Auskunftspersonen sowie Zeuginnen und Zeugen. Informationen von Betroffenen oder über Betroffene sowie 
über eingeleitete Massnahmen und Verfahren sind von allen Beteiligten absolut vertraulich zu behandeln. 
 
Das Unternehmen setzt die Gleichstellung und Nichtdiskriminierung aktiv um, insbesondere bei der Anstellung, der 
Festlegung der Arbeitsbedingungen, der Gestaltung der Räumlichkeiten, der Entlöhnung, der Personalentwicklung und 
der internen Beförderung. 
 
Die TPF fördern das Gleichgewicht zwischen Privat- und Berufsleben. 

25. PERSONENDATEN 

 
Der Datenschutz der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ist gewährleistet. Es werden insbesondere so wenig 
personenbezogene Daten wie möglich und nur so viel wie nötig gesammelt. Zugang zu Daten über andere Personen 
haben nur Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die aufgrund ihrer Funktion Einsicht haben müssen. 
 
Die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter ist verpflichtet, den TPF alle für das Arbeitsverhältnis notwendigen Personendaten 
zur Verfügung zu stellen und sie über allfällige Änderungen zu informieren. 
 
Die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter hat in Bezug auf ihre oder seine Personendaten jederzeit die in der 
Datenschutzgesetzgebung verankerten Rechte auf Einsicht in das Personaldossier, auf Auskunft und auf Berichtigung. 

26. UNIFORMEN UND SICHERHEITSBEKLEIDUNG 
 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit Kundenkontakt tragen die Uniform unter Einhaltung der von den TPF festgelegten 
Kleiderordnung. Davon ausgenommen sind die Zugführerinnen und -führer. Je nach Art der ausgeübten Tätigkeit ist das 
Tragen einer persönlichen Schutzausrüstung (PSA) oder geeigneter Kleidung erforderlich, die gut sichtbar oder für 
schmutzige Arbeiten geeignet ist. 
 
Wenn die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter die Arbeitskleidung trägt, verkörpert sie oder er das Image des Unternehmens 
und achtet darauf, sich unter allen Umständen professionell zu verhalten. Diese Kleidung gehört den TPF und darf nur bei 
der Arbeit getragen werden. Beim Austritt aus dem Unternehmen ist sie zurückzugeben. 
 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Zivilkleidung müssen bei Kundenkontakt angemessene Kleidung tragen. 
 
Nähere Angaben dazu finden sich in den spezifischen Weisungen und in Anhang 10. 
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27. RECHTE AN IMMATERIELLEN GÜTERN 
 
Alle Rechte an immateriellen Gütern, die während der Berufstätigkeit im Rahmen des Arbeitsverhältnisses entstanden sind 
und entstehen, z. B. Erfindungen, Designs, Werke, urheberrechtlich geschützte Werke, Software und Know-how, sind 
unabhängig vom Urheberrechtsschutz des Unternehmens Eigentum des Unternehmens bzw. werden an das Unternehmen 
abgetreten. Die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter teilt das Know-how, das sie oder er im Rahmen des Arbeitsverhältnisses 
erworben hat oder erwirbt, mit dem Unternehmen. 
 
Das Unternehmen hat das ausschliessliche, räumlich und zeitlich uneingeschränkte Recht, die von der Mitarbeiterin oder 
vom Mitarbeiter geschaffenen immateriellen Güter oder Teile davon während des Arbeitsverhältnisses und danach zu 
veröffentlichen, zu vervielfältigen, zu nutzen, zu verändern oder zu veräussern. 
 
Je nach Bedeutung des geschaffenen immateriellen Gutes kann die Direktion der betreffenden Mitarbeiterin oder dem 
betreffenden Mitarbeiter eine besondere Belohnung in Geld- oder anderer Form zukommen lassen. 

28. GELEGENHEITSERFINDUNGEN UND -DESIGNS 
 
Als Gelegenheitserfindungen und -designs gelten Entdeckungen, die eine Person in Ausübung der Tätigkeit bei den TPF 
macht, ohne jedoch dazu vertraglich verpflichtet zu sein. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter orientieren die TPF unverzüglich 
schriftlich über Gelegenheitserfindungen und -designs. 
 
Die TPF teilen der Mitarbeiterin oder dem Mitarbeiter innert sechs Monaten mit, ob sie die Gelegenheitserfindung oder das 
Gelegenheitsdesign erwerben will oder der Mitarbeiterin oder dem Mitarbeiter freigibt. Wird die Gelegenheitserfindung oder 
das Gelegenheitsdesign nicht freigegeben, so gewähren die TPF der Mitarbeiterin oder dem Mitarbeiter eine besondere 
Entschädigung. 
 
Die Höhe der Entschädigung richtet sich nach den gesamten Umständen. 

29. GESCHENKE UND SONSTIGE VORTEILE 

 
Die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter darf im Zusammenhang mit ihrer oder seiner beruflichen Tätigkeit weder für sich 
noch für andere Personen Geschenke oder sonstige Vorteile als Sachleistung oder in bar beanspruchen, annehmen oder 
sich versprechen lassen. 
 
Dies gilt nicht für Höflichkeitsgeschenke mit einem geschätzten Wert von bis zu CHF 200.–, sofern dadurch das 
Unternehmen oder die empfangende Person zu nichts verpflichtet wird. Im Zweifelsfall ist vor der Annahme eines Vorteils 
bei der Direktion die Zustimmung einzuholen. 

30. HAFTUNG DER MITARBEITERINNEN UND MITARBEITER 
 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haften für Schaden, den sie dem Unternehmen durch vorsätzliche oder grobfahrlässige 
Verletzung der arbeitsrechtlichen Pflichten zufügen (Art. 321e Abs. 1 OR). 
 
Die finanzielle Beteiligung der Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters an der Behebung des Schadens beschränkt sich auf 
maximal 10 % des monatlichen Bruttolohns. Der Mitarbeiterin oder dem Mitarbeiter wird innerhalb von drei Monaten ab 
Kenntnis des Schadens eine schriftliche und begründete Verfügung zugestellt; andernfalls ist der Anspruch auf 
Schadenersatz verwirkt. Innert dieser Frist bleiben die Ansprüche des Unternehmens auch nach Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses bestehen. 
 
Die Verfügung betreffend finanzielle Beteiligung kann innert 20 Tagen ab Erhalt schriftlich angefochten werden. Die 
Einsprache ist zu begründen und an die Stelle zu richten, die der verfügenden Instanz direkt übergeordnet ist. Sie 
entscheidet letztinstanzlich. Ihr Entscheid wird schriftlich eröffnet und begründet. 

31. MASSNAHMEN BEI VERLETZUNG VERTRAGLICHER PFLICHTEN 

 
Bei Verletzung arbeitsrechtlicher Pflichten, bei ungenügenden Leistungen oder unbefriedigendem Verhalten können 
verschiedenartige Massnahmen getroffen werden: 
 
Vom Manager:   
 

a. Ermahnung. 
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Von einem Mitglied der Direktion:  
 

b. Busse von bis zu CHF 100.–; 
c. schriftliche Ermahnung unter Nennung der vereinbarten Ziele zur Verbesserung der Situation innerhalb einer 

bestimmten Frist (maximal 12 Monate) sowie der Konsequenzen bei Nichterreichen dieser Ziele; 
d. schriftliche Ermahnung in Verbindung mit einem unangemessenen Verhalten, gegebenenfalls mit Zielvorgabe, 

sowie Androhung von Konsequenzen bei Nichterreichen dieser Ziele; 
e. Kürzung, Aussetzung oder Aufhebung der jährlichen Lohnerhöhung; 
f. vorübergehende oder definitive Änderung der Zuteilung mit oder ohne Lohnänderung; 

 
Vom Generaldirektor:  
 

g. ordentliche oder fristlose Kündigung. 
 

Diese Aufzählung ist abschliessend. 
 
Bei der Wahl der Massnahme werden unter anderem die Schwere und Häufigkeit der arbeitsrechtlichen Verletzung sowie 
allfällige Wiederholungsfälle berücksichtigt. 
 
Die vorerwähnten Massnahmen sind voneinander unabhängig und können je nach Fall einzeln, zusammen oder 
gegebenenfalls stufenweise verhängt werden. 
 
Abweichend vom vorangehenden Absatz kann nicht gleichzeitig eine Busse und eine finanzielle Beteiligung bei 
Sachschäden (vgl. Art. 30 GAV) auferlegt werden. 
 
Neben den unter Buchstabe c bis f beschriebenen Massnahmen wird mit der Mitarbeiterin oder dem Mitarbeiter ein 
Gespräch geführt und schriftlich festgehalten. 

32. RECHTSMITTEL 
 

Alle in Artikel 31 genannten Massnahmen können innert 20 Tagen ab ihrer Mitteilung schriftlich angefochten werden. Die 
Einsprache ist zu begründen und an die Stelle zu richten, die der verfügenden Instanz direkt übergeordnet ist. Die 
Beschwerdeinstanz entscheidet definitiv. Sie begründet ihren Entscheid schriftlich. 
 
Wird die Massnahme vom Generaldirektor verhängt, ist der Präsident des Verwaltungsrats von TPF Holding die 
Beschwerdeinstanz. 
 
Das Inkrafttreten der Massnahmen von Artikel 31 Buchstaben b, e und f wird bei einer Einsprache bis zum Vorliegen des 
definitiven Entscheids aufgeschoben (aufschiebende Wirkung). Wenn es die Umstände rechtfertigen (z. B. 
Persönlichkeitsschutz, Aussetzung der Lohnerhöhung etc.), können die TPF jedoch der Einsprache bei der Verhängung 
der Massnahme mit Ausnahme von Buchstabe b die aufschiebende Wirkung entziehen. 
 
Bei einem Einspracheverfahren gegen die in Artikel 31 genannten Massnahmen kann sich die Mitarbeiterin oder der 
Mitarbeiter von einem Gewerkschaftsmitglied vertreten lassen. 

33. WEITERBILDUNG 
 

Das Unternehmen fördert den Erwerb neuer Kompetenzen durch Weiterbildung oder Massnahmen, die der 
Persönlichkeitsentwicklung seiner Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter dienen. In gewissen Fällen kann von ihnen eine 
finanzielle Beteiligung verlangt werden. 

34. ARBEITSZEUGNIS 

 
Die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter kann jederzeit ein Arbeitszeugnis verlangen. Es gibt Auskunft über die Art und Dauer 
des Arbeitsverhältnisses sowie über die Qualität der Arbeitsleistung und das Verhalten.  
 
Auf besonderes Verlangen der Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters wird ein Arbeitszeugnis ausgestellt, das sich auf 
Angaben über die Art und Dauer des Arbeitsverhältnisses beschränkt. 
 
Arbeitszeugnisse werden schnellstmöglich ausgestellt. 
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F. ARBEITSZEIT, FERIEN, URLAUB 

35. RECHTLICHE GRUNDLAGE 
 
Sämtliche Belange betreffend Arbeitszeit (Arbeitszeiten, Ausgleichstage, Ruhetage, Überstunden etc.) sind im 
Bundesgesetz über die Arbeit in Unternehmen des öffentlichen Verkehrs (AZG) und in der zugehörigen Verordnung 
(AZGV) sowie im Arbeitsgesetz (ArG) und in Anhang 3 dieses GAV geregelt. 
 
Die Vertragsparteien können andere, für die verschiedenen Abteilungen des Unternehmens geeignete Arbeitszeitmodelle 
vereinbaren, soweit sie nach den vorerwähnten Gesetzen zulässig sind. 
 
Werden die rechtlichen Grundlagen des AZG und der AZGV geändert, verhandeln die Vertragsparteien über die 
Auswirkungen dieser Änderungen auf den GAV. 

36. SOLL-ARBEITSZEIT 
 

Die im Jahresdurchschnitt zu leistende wöchentliche Arbeitszeit beträgt für vollzeitbeschäftigte Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter 42 Stunden. 
 
Für vollzeitbeschäftigte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit sechs Arbeitstagen pro Woche beträgt die durchschnittliche 
Tages-Soll-Arbeitszeit 420 Minuten (7 Stunden). 
 
Für vollzeitbeschäftigte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit fünf Arbeitstagen pro Woche beträgt die durchschnittliche 
Tages-Soll-Arbeitszeit 504 Minuten (8,4 Stunden). 

37. JAHRES-SOLL-ARBEITSTAGE 
 
Für die dem Bundesgesetz über die Arbeitszeit in Unternehmen des öffentlichen Verkehrs (AZG) unterstellten 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind die Jahres-Soll-Arbeitstage durch das AZG wie folgt geregelt: 
 

- Anzahl Kalendertage minus 63 Ruhetage. 
 
Für die dem Arbeitsgesetz (ArG) unterstellten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter werden die Jahres-Soll-Arbeitstage wie folgt 
berechnet: 
 

- Anzahl Kalendertage minus 63 Ruhetage minus 52 Samstage. 
 
Dem AZG unterstellte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter können, soweit es ihre Arbeitsorganisation gestattet, das Modell 
ihrer dem ArG unterstellten Kolleginnen und Kollegen anwenden, sofern der reibungslose Betrieb dadurch nicht 
beeinträchtigt wird. 

38. FERIEN – ALLGEMEIN 
 

In jedem Kalenderjahr besteht folgender Ferienanspruch: 
 

- sieben Wochen und zwei Tage bis und mit dem Kalenderjahr, in dem das 20. Altersjahr vollendet wird; 
- sechs Wochen und zwei Tage ab Beginn des Kalenderjahrs, in dem das 21. Altersjahr vollendet wird; 

- sieben Wochen und zwei Tage ab Beginn des Kalenderjahrs, in dem das 50. Altersjahr vollendet wird; 
- acht Wochen und zwei Tage ab Beginn des Kalenderjahrs, in dem das 60. Altersjahr vollendet wird. 

 
Der Anhang 5 regelt das Nähere zur Ferienzuteilung. 

39. FERIEN UND ARBEITSZEIT – TEILZEIT 
 
Teilzeitbeschäftigte haben denselben Anspruch auf Ferien (in Wochen) wie Vollzeitbeschäftigte (durchschnittliche Tages-
Arbeitszeit). Die in Artikel 36 GAV beschriebene Soll-Arbeitszeit wird bei Teilzeitbeschäftigten im Verhältnis zu ihrem 
Beschäftigungsgrad reduziert. 
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40. SONDERURLAUB 
 
In Anhang 4 werden die Situationen erläutert, in denen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter Anspruch auf bezahlten oder 
unbezahlten Urlaub haben. Unter anderem werden Art und Dauer des Urlaubs umschrieben. 

41. PERSÖNLICHE ANGELEGENHEITEN 
 
Persönliche Angelegenheiten sind grundsätzlich ausserhalb der Arbeitszeit zu erledigen. 
 
Ausnahmsweise und nach Rücksprache mit der oder dem direkten Vorgesetzten darf die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter 
den Arbeitsplatz verlassen, wenn dies zur Erledigung persönlicher Angelegenheiten notwendig ist. Die entsprechende Zeit 
wird nicht als Arbeitszeit angerechnet. 
 
Für Zahnarzt- und Arztbesuche sowie medizinische Behandlungen und Therapien jeder Art während der Arbeitszeit wird 
keine freie Zeit gewährt. Davon ausgenommen sind vom Arbeitgeber angeordnete Abklärungen. 
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G. LOHN, ZULAGEN UND ANDERE ENTSCHÄDIGUNGEN 

42. LOHN: GRUNDSATZ 
 
Der Lohn richtet sich hauptsächlich nach den Anforderungen der Funktion. Das Anforderungsniveau wird auf der Basis 
eines analytischen Verfahrens ermittelt, das eine systematische Bewertung und Beschreibung der Funktion ermöglicht. 
Der Lohn wird monatlich in 13 Teilen ausbezahlt. Der 13. Monatslohn wird in zwei Raten ausbezahlt. 

43. LOHNBAND 
 
Jede Funktion wird unter Berücksichtigung ihres Anforderungsniveaus, der Kohärenz der internen Lohnstruktur, der 
Arbeitsmarktdaten und der Entwicklungsmöglichkeiten innerhalb des Unternehmens einem Lohnband zugeteilt. Das 
Lohnband wird durch einen Mindest- und einen Höchstbetrag definiert, zwischen denen der Lohn liegt. 
 
Die Anhänge 1 und 2 regeln das Nähere. 

44. FESTSETZUNG DES ANFANGSLOHNS 
 
Bei der Anstellung wird der Anfangslohn innerhalb des der Funktion zugeteilten Lohnbandes festgesetzt. Dabei wird 
zusätzlichen beruflichen Erfahrungen und Fähigkeiten sowie der internen Lohngerechtigkeit Rechnung getragen. 
 
Sind die Mindestanforderungen an die Ausbildung oder berufliche Erfahrung nicht erfüllt, kann der Anfangslohn unter dem 
Mindestbetrag des Lohnbandes liegen. 

45. LOHNENTWICKLUNG: GRUNDSATZ 
 

Hat der Lohn den Höchstbetrag des Lohnbandes nicht erreicht und sind die Anforderungen an die Leistung und das 
Verhalten der Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters erfüllt, so entwickelt sich der Lohn nach einem jährlich festgesetzten Satz. 
 
Die Lohnerhöhung tritt am 1. Mai in Kraft. Sie wird nur bei einem Stellenantritt vor dem 1. Juli des Vorjahres gewährt. 
 
Bei Abwesenheit von 180 Tagen oder mehr im vorangegangenen Kalenderjahr aufgrund von Krankheit, Unfall oder 
unbezahltem Urlaub hat die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter keinen Anspruch auf eine Lohnanpassung. 
 
Der Anhang 1 regelt das Nähere. 

46. JÄHRLICHER LOHNANSTIEG 
 
Ein mit den Sozialpartnern im Rahmen der GAV-Erneuerung vereinbarter durchschnittlicher jährlicher Lohnanstieg dient 
als Grundlage zur Festsetzung des Budgets für Lohnerhöhungen. 
 
Der Gesamtbetrag der Erhöhungen wird auf die einzelnen Löhne verteilt. Dabei wird ihre Position in den Lohnbändern 
berücksichtigt, die je in drei gleichwertige Bereiche unterteilt sind. 
 
Der Lohnanstieg der einzelnen Löhne ist im Bereich 1 höher als im Bereich 2, und im Bereich 2 ist er höher als im Bereich 3. 
 
Der Anhang 1 regelt das Nähere. 

47. FUNKTIONSWECHSEL 
 

Übt eine Mitarbeiterin oder ein Mitarbeiter eine neue Funktion aus, so wird der Lohn nach dem Lohnband der neuen 
Funktion festgesetzt. 
 
Bei einem Funktionswechsel: 

 
- Einteilung in ein höheres Lohnband: Der neue Lohn wird nach den Regeln für die Festsetzung des Anfangslohns 

gemäss Artikel 44 GAV festgesetzt. 
- Einteilung in ein tieferes Lohnband: Der Lohn wird aufrechterhalten, wenn er sich zwischen dem Mindest- und 

Höchstbetrag des Lohnbandes befindet. In diesem Fall ist die Lohnentwicklung auf den neuen Höchstbetrag 
beschränkt. Liegt der Lohn über dem Höchstbetrag des neuen Lohnbandes, wird er grundsätzlich auf diesen Betrag 
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reduziert. 

48. TREUEPRÄMIE 
 
Nach Ablauf von mindestens 10 Anstellungsjahren wird eine Treueprämie ausgerichtet. 
 
Bei der Berechnung der für die Ausrichtung der Treueprämie massgebenden Zeit wird die ganze Anstellungsdauer beim 
Unternehmen einschliesslich Lehrzeit berücksichtigt. 
 
Der Anhang 6 regelt das Nähere. 

49. LOHNNACHGENUSS BEI TODESFALL 
 
Das Unternehmen bezahlt den Lohn bis und mit dem Todestag. Nach dem Tod wird ein zusätzlicher Monatslohn 
ausbezahlt. 
 
Vier zusätzliche Monatslöhne werden ausbezahlt, wenn folgende Bedingungen erfüllt sind: 
 

- Das Arbeitsverhältnis hat mehr als fünf Jahre gedauert. 

- Die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter hinterlässt eine überlebende Ehegattin oder einen überlebenden Ehegatten 
oder eine Lebenspartnerin oder einen Lebenspartner (fünf Jahre nachgewiesene Lebensgemeinschaft), Kinder mit 
Anspruch auf gesetzliche Zulagen oder bei deren Fehlen andere Personen, denen gegenüber sie oder er eine 
Unterstützungspflicht erfüllt hat. 

50. ZULAGEN, ENTSCHÄDIGUNGEN UND ERSATZ VON AUSLAGEN 
 

Je nach den persönlichen Verhältnissen und/oder der Beschäftigung können der Mitarbeiterin oder dem Mitarbeiter 
Zulagen oder Entschädigungen ausgerichtet oder Auslagen ersetzt werden. 
 
Die Anhänge 6 und 7 regeln das Nähere. 

51. FAHRVERGÜNSTIGUNGEN 
 
Den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern werden Fahrvergünstigungen nach den Sonderbestimmungen des VöV gewährt. 
 
Der Anhang 11 regelt das Nähere. 
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H. ARBEITSSICHERHEIT UND GESUNDHEITSSCHUTZ 

52. PFLICHTEN DER TPF 
 
Die TPF treffen die nötigen Massnahmen zum Schutz der Gesundheit der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie zur 
Verhütung von Berufsunfällen und Berufskrankheiten. Sie fördern auch die Prävention von Nichtberufsunfällen und setzen 
betriebliche Massnahmen zur Gesundheitsförderung um. 
 
Die TPF stellen den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern je nach beruflicher Tätigkeit eine persönliche Schutzausrüstung 
(PSA) nach den gesetzlichen Vorschriften zur Verfügung. 
 
Der Anhang 10 regelt das Nähere. 

53. PFLICHTEN DER MITARBEITERINNEN UND MITARBEITER 
 
Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben die Massnahmen und Weisungen der TPF und der Suva in Fragen der 
Arbeitssicherheit und des Gesundheitsschutzes einzuhalten und umzusetzen. 
 
Sie nehmen ihre Selbstverantwortung für ein sicheres Verhalten zum Schutz ihrer Gesundheit auch ausserhalb der 
Arbeitszeit wahr. 
 
Ist es ihnen aufgrund ihres Gesundheitszustands oder der Einnahme gewisser Medikamente nicht möglich, ihre Arbeit 
sicher zu erledigen, haben sie ihre Vorgesetzte oder ihren Vorgesetzten zu informieren. 
 
Bestehen Zweifel an der Gesundheit einer Mitarbeiterin oder eines Mitarbeiters und insbesondere an der Fähigkeit zur 
Erfüllung ihrer oder seiner Aufgaben, namentlich bei wiederholter Abwesenheit, kann eine Untersuchung durch die 
Vertrauensärztin oder den Vertrauensarzt der TPF angeordnet werden. 
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I. SOZIALVERSICHERUNGEN 

54. BERUFLICHE VORSORGE (BVG) 
 
Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind ab Beginn des Arbeitsverhältnisses obligatorisch gegen die wirtschaftlichen 
Folgen von Alter, Invalidität und Tod versichert. Es gelten die Bedingungen des Bundesgesetzes über die berufliche Alters-
, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge (BVG), die Bestimmungen der Pensionskasse und das vom Unternehmen 
erlassene Reglement über die berufliche Vorsorge. 

55. ERWERBSAUSFALLVERSICHERUNG (KRANKHEIT, UNFALL) 
 

Bei Arbeitsunfähigkeit sind die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gegen folgende Risiken versichert: 
 

- Krankheit; 

- Berufsunfall; 
- Nichtberufsunfall; 
- Berufskrankheit. 

 
Bei Arbeitsverhinderung aus gesundheitlichen Gründen wird der Lohn wie folgt ausbezahlt: 
 

- Bei Krankheit oder Unfall: Die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter hat während höchstens zwei Jahren Anspruch auf 
den vollen Lohn und die Sozialzulagen. 

- Bei Kürzung oder Nichtbezahlung von Versicherungsleistungen: Das Unternehmen kann die Lohnfortzahlung im 
gleichen Umfang kürzen, aussetzen oder unterbrechen. 

 
Die in Artikel 57 GAV genannten Fälle bleiben vorbehalten. 
 
Der Anspruch auf Lohnfortzahlung setzt voraus, dass sich die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter an die ärztlichen 
Weisungen hält und so aktiv zur Wiedererlangung der Arbeitsfähigkeit beiträgt. Der Lohnanspruch endet in jedem Fall mit 
dem Ende des Arbeitsverhältnisses. Vorbehalten bleiben darüber hinaus direkt an die Mitarbeiterin oder den Mitarbeiter 
ausbezahlte Versicherungsleistungen. 

56. PFLICHTEN DER MITARBEITERINNEN UND MITARBEITER BEI BEEINTRÄCHTIGTER ARBEITSFÄHIGKEIT 
 
Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter müssen: 
 

- ihre direkte Vorgesetzte oder ihren direkten Vorgesetzten unverzüglich über ihre Arbeitsunfähigkeit informieren; 
- ab dem vierten Tag der Abwesenheit ein Arztzeugnis beibringen; 
- aktiv zur Wiedererlangung der Arbeitsfähigkeit beitragen. 

 
Die TPF behalten sich vor, eine Beurteilung der Vertrauensärztin oder des Vertrauensarztes oder bei Zweifeln an der 
Arbeitsunfähigkeit ab dem ersten Tag der Abwesenheit ein Arztzeugnis zu verlangen. Die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter 
hat bei den verschiedenen Massnahmen mitzuwirken. 
 
Beurteilt die Vertrauensärztin oder der Vertrauensarzt die Arbeitsfähigkeit anders als die behandelnden Ärztinnen und 
Ärzte, ist für die TPF die Beurteilung der Vertrauensärztin oder des Vertrauensarztes massgebend. 

57. WIEDERAUFNAHME DER ARBEIT UND REINTEGRATION 
 
Die arbeitsfähige Mitarbeiterin oder der arbeitsfähige Mitarbeiter tritt ihre oder seine Funktion/Stelle wieder an, sobald ihr 
oder sein körperlicher oder psychischer Gesundheitszustand dies zulässt. 
 
Ist der Mitarbeiterin oder dem Mitarbeiter aus medizinisch bestätigten Gründen die Rückkehr in die angestammte Tätigkeit 
nicht zumutbar, obwohl sie oder er arbeitsfähig ist, können die TPF ihr oder ihm eine andere Arbeit anbieten. Diese Stelle 
muss bereits vorhanden, verfügbar und an die Fähigkeiten, Kompetenzen und medizinischen Einschränkungen der 
Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters angepasst sein. Der Lohn wird an die neue Stelle angepasst. 
 
Die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter muss dabei mitwirken und alle von den TPF oder den Arztpersonen empfohlenen 
Schritte oder Massnahmen aktiv unterstützen. Je nach Situation können die TPF mit der Invalidenversicherung oder Suva 
Massnahmen wie eine berufliche Eingliederung oder Wiedereingliederung in die Wege leiten. 
 



 
 

 

 
23 

 
Gesamtarbeitsvertrag | Gültig vom 01.01.2026 bis 31.12.2029 

Bei einer Wiedereingliederungsmassnahme wird der ausgerichtete Lohn im Umfang der Leistungen der 
Sozialversicherungen – namentlich der IV – und der Pensionskasse gekürzt. 
 
Bei einer IV-Teilrente wird der Arbeitsvertrag an den neuen effektiven Beschäftigungsgrad angepasst. Kann die gewohnte 
Arbeit nicht mit einem reduzierten Beschäftigungsgrad angetreten werden oder sind Anpassungen erforderlich, werden 
diese Anpassungsmöglichkeiten von der oder dem Vorgesetzten und der Personalabteilung geprüft. 

58.  ERWERBSAUSFALLENTSCHÄDIGUNG (MILITÄR- ODER ZIVILDIENST) 
 

Bei Abwesenheit wegen eines obligatorischen: 
 

- Dienstes in der Schweizer Armee oder beim Roten Kreuz; 
- Zivil- oder Zivilschutzdienstes; 
- Kurses für das Kader des Jugend+Sport-Programms oder Jungschützenleiterkurses  

 
hat die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter Anspruch auf vollen Lohn. 
 
Die Erwerbsausfallentschädigungen (EO) fallen der TPF zu. 
 
Die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter hat den Marschbefehl vor Dienstantritt und das Original der EO-Anmeldung nach 
Dienstende einzureichen. Diese Dokumente sind der Personalabteilung zuzustellen. 
 
Beförderungsdienste und freiwillige Militärdienste sind bewilligungspflichtig. Die Lohnzahlung bleibt vorbehalten. 
 
Ist die Erwerbsausfallentschädigung (einschliesslich Entschädigung für Ruhetage) tiefer oder gleich hoch wie der bisherige 
Monatslohn, so fällt sie direkt dem Unternehmen zu. 

59. MUTTERSCHAFTSENTSCHÄDIGUNG, ANDERER ELTERNTEIL, ADOPTION 
 
Während des Mutterschaftsurlaubs hat die Mitarbeiterin ab Geburt während 16 Wochen Anspruch auf 100 % ihres 
gewohnten Lohnes. 
 
Als Entschädigung für den Urlaub des anderen Elternteils hat die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter während drei Wochen 
Anspruch auf 100 % des Lohns. 
 
Bei einer Adoption hat die Person, die ein Kind unter zehn Jahren adoptiert, während drei Wochen Anspruch auf 100 % 
des Lohns. 
 
Kein entschädigter Urlaub ist vorgesehen für Eltern, die das Kind ihrer Ehegattin bzw. Partnerin oder ihres Ehegatten bzw. 
Partners adoptieren. 
 
Die Bedingungen für die Gewährung von Urlaub sind gesetzlich geregelt. 
 
Der Anhang 8 regelt das Nähere. 
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J. PENSIONIERUNG 

60. ORDENTLICHE PENSIONIERUNG 
 
Das Arbeitsverhältnis endet ohne Kündigungsverfahren am letzten Tag des Monats, in dem die Mitarbeiterin oder der 
Mitarbeiter das im AHV-Gesetz verankerte Rentenalter erreicht. 
 

61. VORZEITIGER ALTERSRÜCKTRITT  
 

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter können gemäss den Bestimmungen des Vorsorgereglements des Unternehmens 
ganz oder teilweise vom vorzeitigen Altersrücktritt Gebrauch machen. 
 
Wird ein vorzeitiger Altersrücktritt gewünscht, ist dies sechs Monate vor dem dafür geplanten Datum schriftlich der 
Personalabteilung mitzuteilen. Die Direktion entscheidet definitiv über jedes Gesuch und kann das Pensionierungsdatum 
aus betrieblichen Gründen um mindestens sechs Monate aufschieben. 
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3. Teil: Betriebliche Mitwirkung   

62. ZIELE DER BETRIEBLICHEN MITWIRKUNG 

 
Die Mitwirkung der Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters basiert auf dem Mitwirkungsgesetz. Die Mitwirkung erfolgt 
insbesondere über die Personalkommission (PeKo) und die Fachkommissionen (FaKo). 
 
Die betriebliche Mitwirkung hat folgende Ziele: 
 

- Einhaltung des GAV; 
- vollständige oder teilweise Vertretung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gegenüber der Direktion; 

- Führung des Dialogs und Förderung der Information und Interaktion zwischen der Direktion und sämtlichen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern; 

- Geltendmachung der Interessen der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und Verbesserung der Arbeitsbedingungen, 
namentlich in Bezug auf die Sicherheit und Gesundheit am Arbeitsplatz; 

- Erarbeitung von Vorschlägen zur Verbesserung der Organisation und Arbeitsbedingungen zuhanden der Direktion. 

63. MITWIRKUNGSFORMEN 

 
Information 
Die Information umfasst die rechtzeitige und umfassende Orientierung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. 
 
Mitsprache 
Die Mitsprache umfasst das Recht der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und der PeKo auf Anhörung und Beratung vor 
betrieblichen Entscheiden. Weicht das Unternehmen vom Antrag der Personalkommission ab, so begründet es den 
Entscheid. 
 
Mitentscheidung 
Die Mitentscheidung umfasst das Recht der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und der PeKo auf paritätische Beteiligung an 
der Entscheidfindung. Der Entscheid kommt durch Konsens zustande. Wird keine Einigung erzielt, gilt der 
Mehrheitsentscheid. 
 
Selbstverwaltung 
Die Selbstverwaltung umfasst das Recht der PeKo auf selbständige Erledigung der Aufgabe. 

64. MITWIRKUNGSINHALTE 
 
Die Inhalte der Mitwirkung und ihre Zuordnung zu den Mitwirkungsformen sind im Anhang 9 zusammengestellt. 

65. PERSONALKOMMISSION UND VERTRETUNG DURCH DIE GEWERKSCHAFTEN 
 

Die Personalkommission (PeKo) setzt sich namentlich aus vier von den Gewerkschaften bestimmten Vertreterinnen oder 
Vertretern zusammen (eine Präsidentin bzw. ein Präsident und eine Vizepräsidentin bzw. ein Vizepräsident; drei Mitglieder 
der SEV und ein Mitglied von transfair). Die Gewerkschaften handeln innerhalb der Beteiligungsstrukturen gemäss 
Beschreibung in diesem Kapitel des GAV. 
 
Die Mandatsdauer der PeKo entspricht der Gültigkeitsdauer des GAV. 

66. FACHKOMMISSIONEN 

 
Zur Behandlung spezifischer Fragen können Fachkommissionen (FaKo) eingesetzt werden. Die Mitglieder der 
verschiedenen Fachkommissionen werden von den Mitgliedern der Personalkommission ernannt. 

 
Es werden die nachfolgenden Fachkommissionen eingesetzt, wobei die Sitzungen der ersten drei Kommissionen nach 
Sektoren organisiert werden: 
 

- Technische Kommission – T-PeKo 
- Betriebskommission – B-PeKo 
- Kommission für Diensttouren und Fahrpläne – F-PeKo 

- Uniformkommission – U-PeKo 
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- Kommission für Funktionsbewertung – FB-PeKo 
 

Die Kommissionsmitglieder können von der Direktion bestimmt bzw. von der Personalvertretung oder von den 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter selbst gewählt werden. 

67. ZUSAMMENARBEIT UND UNTERSTÜTZUNG 

 
Die Zusammenarbeit zwischen dem Unternehmen und der PeKo/den FaKo basiert auf dem Grundsatz von Treu und 
Glauben und dem Verständnis für die gegenseitigen Interessen. Die Kommissionsmitglieder verpflichten sich zwecks 
Wahrung der Interessen zur Verschwiegenheit über Kommissionsberatungen, soweit: 
 

- sich die beiden Parteien über die Frage der Vertraulichkeit und ihre Dauer geeinigt haben; 

- an den Kommissionssitzungen persönliche Angelegenheiten bestimmter Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter 
besprochen werden. 

 
Die Anhänge 4 und 9 regeln, wie viel Zeit das Unternehmen den Vertreterinnen und Vertretern der Gewerkschaften für die 
Erledigung ihrer Arbeit zur Verfügung stellt. 
 
Die Unternehmensleitung beruft mindestens viermal jährlich eine Sitzung mit der Personalkommission ein; die 
Sitzungsdaten werden vorgängig festgelegt. Die Fachkommissionen treten nach Bedarf zusammen. 

68. SCHUTZ DER MITGLIEDER DER PEKO/FAKO 

 
Die Unternehmensleitung anerkennt die Bedeutung der PeKo und der FaKo und schützt deren Mitglieder vor einer 
Benachteiligung, insbesondere bei der Lohnfestsetzung. 
 
Während und direkt nach der Tätigkeit in der PeKo oder den FaKo darf im Zusammenhang mit dem Mandat keine 
Kündigung ausgesprochen werden. Vorbehalten bleibt die Kündigung aus wichtigen Gründen. 
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4. Teil: Allgemeine Schluss- und 
Übergangsbestimmungen      

69. RECHTSNATUR DER ANHÄNGE 
 
Die Anhänge werden von den Vertragsparteien ausgehandelt und sind integrierender Bestandteil dieses GAV. 

70. DAUER UND GÜLTIGKEIT DES GAV 

 
Dieser GAV tritt am 1. Januar 2026 in Kraft und gilt bis zum 31. Dezember 2029. 
 
Wird der GAV von keiner Vertragspartei gekündigt, so verlängert er sich stillschweigend und gilt als auf unbestimmte Zeit 
abgeschlossen. 

71. KÜNDIGUNG DES GAV 
 
Der GAV kann von jeder Vertragspartei mit einer Frist von sechs Monaten auf Ende eines Jahres gekündigt werden. 
 
Die Kündigung ist erstmals auf den 31. Dezember 2029 möglich. Die Kündigung gilt für alle Vertragsparteien. 
 
Die Kündigung erfolgt schriftlich per Einschreiben an alle Vertragsparteien. 
 
Die Vertragspartei, die den GAV kündigt, hat innert drei Monaten nach der Kündigung schriftlich Vorschläge für dessen 
Erneuerung einzureichen. 

72. VERTRAGSLOSER ZUSTAND 
 
Im vertragslosen Zustand gelten die normativen Bestimmungen (Teil 2) des gekündigten GAV als Inhalt des 
Einzelarbeitsvertrags weiter bis zum Abschluss eines neuen GAV, längstens jedoch drei Monate. 
 
Während dieser Zeit leistet die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter weiterhin den Vollzugskostenbeitrag gemäss Artikel 8. 
 
Im vertragslosen Zustand bleiben die gemeinsam geschaffenen Kommissionen so lange bestehen, als sich die 
Vertragsparteien über deren Fortbestand einig sind. Vorbehalten bleibt Absatz 4. 
 
Die Bestimmungen über die kantonale Einigungsstelle für kollektive Arbeitsstreitigkeiten (Art. 10 GAV) gelten bis zum 
Inkrafttreten eines neuen GAV. 

73. AUFHEBUNG BISHERIGER BESTIMMUNGEN 
 
Sämtliche früheren Bestimmungen wie Stellungnahmen und Weisungen, die in direktem Zusammenhang mit der 
Anwendung früherer Gesamtarbeitsverträge stehen, werden aufgehoben. 
 
Die Weisungen betreffend Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, insbesondere die Fahrdienstvorschriften (FDV), die durch die 
in Absatz 1 erwähnten Dokumente nicht tangiert sind, behalten ihre Gültigkeit. 
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5. Teil: Zustimmung der Vertragsparteien 

GEWERKSCHAFT DES VERKEHRSPERSONALS (SEV), BERN 
 
Fritz Haenni 
Präsident des SEV 
 
Pablo Guarino 
Gewerkschaftssekretär SEV 
 
Valérie Boillat 
Vizepräsidentin SEV 

PERSONALVERBAND FÜR DEN SERVICE PUBLIC (TRANSFAIR), BERN 
 
Fabien Dumas 
Präsident der Sektion Freiburg 
 
Olivier Hählen 
Leiter Region West 
 
Bruno Zeller 
Branchenleiter Öffentlicher Verkehr 

FREIBURGISCHE VERKEHRSBETRIEBE HOLDING (TPF) AG, FREIBURG 
 
Didier Castella  
Präsident 
 
Serge Collaud 
Generaldirektor 
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